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Die Rrone der
Realsatire

Der Preis des Westfalischen Friedens ging in diesem Jahr an die NATO — ein Ereignis, so
absurd, dass man kaum noch Worte dafiir findet.
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Ein Militarbuindnis erhdlt einen Friedenspreis.
Ausgerechnet die NATO, die 1999 ohne Mandat des



UN-Sicherheitsrats Jugoslawien bombardierte, die sich
seit dem Ende des Kalten Krieges von 16 auf 32
Mitglieder verdoppelte und ihre militarische
Infrastruktur immer weiter in Richtung Russland
verschob. Die Laudatio hielt ausgerechnet Friedrich
Merz — ein Bundeskanzler, der auf Aufrustung,
Abschreckung und weitere Waffen fur die Ukraine
setzt. Man konnte daruber lachen, wenn die Lage nicht
so verdammt ernst wdre.

Ein Friedenspreis fur ein Militarbiindnis

Manchmal frage ich mich, ob die politische Realsatire inzwischen
jeden Versuch uberflissig macht, sie noch satirisch zu tiberhohen.
Am 1. Oktober 2026 wurde der NATO im Historischen Rathaus von
Miunster der Internationale Preis des Westfdlischen Friedens
verliehen. NATO-Generalsekretar Mark Rutte nahm die
Auszeichnung entgegen. Der Preis wird von der Wirtschaftlichen
Gesellschaft fir Westfalen und Lippe verliehen und ist insgesamt
mit 100.000 Euro dotiert. Die Halfte entfiel auf die NATO, die andere
Halfte ging als Jugendpreis an die Organisation socioMovens. Ein
Friedenspreis fur die NATO — das ist keine Satire, das ist Realitat.

Merz sagte in seiner Laudatio:

,2Dass der Preis des Westfdlischen Friedens an ein Militdrbindnis

geht, hat manchen tiberrascht. Offenbar bedarf das der Erlduterung.”

Richtig, das bedarf sogar erheblicher Erlauterung. Merz lieferte sie
auf seine Weise. Die NATO sei eine , Allianz der Freiheit®, sie schiitze

Sicherheit und Wohlstand und — ,sie dient dem Frieden®.



Ich sehe das anders. Fur mich hat sich die NATO langst von einem
Verteidigungsbundnis zu einem Bundnis entwickelt, das militarische
Macht nicht nur zur Verteidigung des eigenen Territoriums nutzt,
sondern diese Macht auch aufserhalb seines urspringlichen
Bindnisgebietes eingesetzt hat. Die NATO ist von einem
Verteidigungsbundnis zu einem Angriffspakt mutiert. Die

Verleihung eines Friedenspreises an dieses Biindnis ist eine Farce.

Was ist aus dem Westfalischen Frieden
geworden?

Die Symbolik konnte kaum absurder sein. Der Westfalische Friede
von 1648 beendete nach jahrelangen Verhandlungen den
DreifSigjahrigen Krieg. Diplomatie, Interessenausgleich und
Verhandlungen fiihrten schliefdlich dazu, dass die Waffen
schwiegen. Und ausgerechnet unter Berufung auf diese Tradition

wird nun ein Militdrbundnis geehrt.

Auch Friedensgruppen in Miinster sahen darin einen
Widerspruch. DFG-VK, Friedensinitiative Miinster, pax
christi und weitere Organisationen protestierten gegen
die Preisverleihung. Mehrere hundert Menschen
demonstrierten rund um das Rathaus.

Ich kann ihren Protest sehr gut nachvollziehen. Frieden entsteht fir
mich nicht dadurch, dass immer mehr Waffen produziert, immer
hohere Rustungsetats beschlossen, immer neue Feindbilder
aufgebaut und immer mehr Raketen gegeneinander in Stellung
gebracht werden. Frieden entsteht am Verhandlungstisch. So
entstand auch der Westfalische Friede. Vielleicht hatte man sich

daran in Minster erinnern sollen.



,,Not one inch eastward*

Nach dem Ende des Kalten Krieges bot sich eine historische
Chance: eine gesamteuropdische Sicherheitsordnung unter
Einbeziehung Russlands. Was wurde daraus? Am 9. Februar 1990
sprach der damalige US-AufSenminister James Baker gegentiber
Michail Gorbatschow jene berihmten Worte aus: ,not one inch

eastward” Keinen Zoll weiter nach Osten.

Die Dokumente dazu existieren. Das National Security Archive der
George Washington University hat eine umfangreiche Sammlung
freigegebener amerikanischer, sowjetischer, deutscher, britischer
und franzosischer Dokumente veroffentlicht. Baker verwendete die
Formulierung gegeniiber Gorbatschow sogar mehrfach. Ein
volkerrechtlich verbindlicher Vertrag, der jede spatere NATO-
Erweiterung Osteuropas untersagte, entstand daraus nicht. Uber
Reichweite und Verbindlichkeit der damaligen Zusicherungen wird
bis heute gestritten. Nur sollte man deshalb nicht so tun, als hitte es

diese Gesprache und Sicherheitszusicherungen nie gegeben.

Und fir mich sagt der spatere Umgang mit diesen Zusicherungen
einiges Uber die Glaubwiirdigkeit der USA und der NATO aus.
Vertrauen zwischen Staaten entsteht schlieflich nicht erst mit der
Unterschrift unter einem Vertrag. Wer seinem Gegentber in
Verhandlungen bestimmte Sicherheitsvorstellungen vermittelt und
sich spater darauf beruft, dass diese nicht rechtsverbindlich
festgeschrieben worden seien, mag sich formaljuristisch im Recht
sehen. Vertrauen schafft er damit nicht — er zerstort es. Fur mich
lautet die Konsequenz daher schlicht: Wer sich auf solche
Zusicherungen verldsst, muss damit rechnen, dass sie spater anders
ausgelegt werden. Das ist Gift fur jede dauerhafte europaische

Sicherheitsordnung.

1990 hatte die NATO 16 Mitglieder. Heute hat sie 32. Die



| Zahl hat sich verdoppelt.

Polen, Tschechien und Ungarn kamen 1999 hinzu; spater folgten
unter anderem die baltischen Staaten, Rumanien, Bulgarien,
Kroatien, Albanien, Montenegro, Nordmazedonien und zuletzt
Finnland und Schweden. Die NATO bestatigt heute 32
Mitgliedstaaten und insgesamt zehn Erweiterungsrunden seit ihrer

Grundung.

Man kann jede einzelne Erweiterung mit dem souveranen Recht der
betreffenden Staaten begriinden, ihre Biindnisse selbst zu wahlen.
Aber Sicherheitspolitik besteht nicht nur aus Rechten auf dem
Papier. Sie besteht auch aus Wahrnehmungen, Interessen und
Reaktionen anderer GrofSmiachte. Wer militarische Infrastruktur
immer naher an die Grenze einer anderen Atommacht verschiebt,
sollte zumindest dariiber nachdenken, wie diese Atommacht das

wahrnimmt.

Der Ukraine-Konflikt

Spatestens 2008 wurde die Sache brandgefahrlich. Beim NATO-
Gipfel in Bukarest erklarten die Staats- und Regierungschefs

ausdrucklich:

, Wir haben heute vereinbart, dass diese Lander Mitglieder der NATO

werden.”

Gemeint waren die Ukraine und Georgien. Das war kein russisches
Propagandamarchen. Es steht bis heute in der offiziellen
Gipfelerklarung der NATO.

Auch spater hielt das Bundnis am grundsatzlichen Ziel einer
ukrainischen NATO-Mitgliedschaft fest. Man muss Wladimir Putin



nicht mogen, um zu verstehen, dass eine mogliche NATO-
Mitgliedschaft der Ukraine aus russischer Sicht eine rote Linie

darstellen konnte.

Einmal davon abgesehen, halte ich Putin fiir glaubwirdiger als die
europaischen Bellizisten wie beispielsweise den Laudator am 1.
Oktober. Friedrich Merz kann in meinen Augen in politischer,
mentaler und ethischer Hinsicht Wladimir Putin nicht das Wasser
reichen. Die Vorstellung, Russland musse eine militarische
Einbindung seines unmittelbaren Nachbarn in ein von den USA
militirisch dominiertes Biindnis achselzuckend hinnehmen, halte
ich fiir geopolitisch naiv. Die USA selbst wiirden Vergleichbares vor

ihrer Haustir wohl kaum akzeptieren.

Stellen Sie sich nur vor, Russland oder China wiirden in Mexiko oder
Kanada ein Militarbindnis etablieren und dort militarische
Infrastruktur aufbauen. Wiirde Washington sagen: Kein Problem,
souverane Entscheidung Mexikos?

Wer das glaubt, glaubt vermutlich auch an den Weihnachtsmann.

Jugoslawien — die unbequeme
Erinnerung

Noch etwas passt schlecht zum Bild des reinen
Verteidigungsbiindnisses. 1999 bombardierte die NATO 78 Tage lang
die Bundesrepublik Jugoslawien. Das war keine Verteidigung eines
angegriffenen NATO-Mitglieds nach Artikel 5. Fur den Beginn der
Luftangriffe lag auch keine ausdruckliche Ermachtigung des UN-
Sicherheitsrates zur Anwendung militarischer Gewalt vor. Im
Sicherheitsrat wurde daruber heftig gestritten. Erst nach Ende der
Bombardierung schuf Resolution 1244 die Grundlage fir die
internationale Sicherheitsprasenz KFOR im Kosovo. Uber die

humanitaren und politischen Motive der Intervention kann man



diskutieren. Uber eines jedoch nicht: Die NATO fiihrte damals Krieg

aufSerhalb des klassischen Biindnisfalls.

Seit diesem Zeitpunkt fallt es mir schwer, die NATO schlicht als
reines Verteidigungsbindnis zu bezeichnen. Wenn ein Bindnis
militarische Gewalt gegen einen Staat anwendet, der keinen NATO-
Staat angegriffen hat, ist die Frage legitim, was vom urspringlichen
Selbstverstandnis als reines Verteidigungsbiindnis tibriggeblieben

ist.

Fir mich hat sich die NATO gewandelt. Sie ist fir mich langst nicht
mehr nur ein Verteidigungsbindnis. Ihre Geschichte nach dem
Kalten Krieg zeigt, dass sie militdrische Gewalt auch jenseits der
unmittelbaren Verteidigung des eigenen Bundnisgebietes eingesetzt
hat. In diesem Sinne spreche ich von einem Angriffsbiindnis. Und
dieses Bindnis erhalt nun einen Friedenspreis.

Realsatire.

Der Elefant im Raum: die USA

Hinzu kommt etwas, woriiber in Deutschland viel zu selten offen
gesprochen wird. Die NATO ist formal ein Bindnis
gleichberechtigter Staaten. Entscheidungen werden im Konsens

getroffen.

Militarisch und strategisch besitzen die Vereinigten Staaten
innerhalb dieses Biindnisses ein Gewicht, das kein anderer
Mitgliedstaat auch nur anndhernd erreicht. Fir mich fungiert die
NATO in wesentlichen strategischen Fragen als verlangerter
militdrischer Arm der USA beziehungsweise als militarisches

Machtinstrument des von Washington gefiithrten Westens.

Und die Bilanz amerikanischer Militdarinterventionen der



vergangenen Jahrzehnte sollte bei einer
Friedenspreisverleihung zumindest erwdhnt werden.
Vietnam, Irak, Afghanistan, Libyen und momentan der
volkerrechtswidrige Angriffskrieg gegen den Iran sowie
zahlreiche weitere militdrische Interventionen gehoren
zur Geschichte der amerikanischen AuRenpolitik.

Inzwischen wird die Rechnung zunehmend nach Europa
weitergereicht. Donald Trump machte bereits 2025 deutlich, wie das
funktionieren soll: Die USA liefern Waffen fir die Ukraine — bezahlt

werden sie von europdischen NATO-Partnern.

Ein interessantes Geschaftsmodell, nicht wahr? Amerikanische
Riustungskonzerne produzieren, Europa bezahlt, die Waffen gehen
in die Ukraine — und Europa tragt einen erheblichen Teil des
Eskalationsrisikos unmittelbar vor seiner eigenen Haustir. Und
anschliefSend verleiht man dem Militarbiindnis einen Friedenspreis.

Man muss erst einmal auf diese Idee kommen.

Artikel 5 — die groRe
Lebensversicherung?

Immer wieder wird Artikel 5 des NATO-Vertrags wie eine
automatische militarische Lebensversicherung dargestellt. So
einfach ist es nicht. Zwar gilt ein bewaffneter Angriff auf einen
Bundnispartner als Angriff auf alle. Doch jeder Mitgliedstaat ergreift
die MafSnahmen, die er selbst fiir erforderlich hilt — ausdrticklich
einschliefSlich, aber eben nicht zwingend durch den Einsatz

militarischer Gewalt.

Das ist ein erheblicher Unterschied. Die politische Botschaft lautet:
Einer fur alle, alle fiir einen. Der Vertragstext ist differenzierter.
Gleichzeitig drangen die Vereinigten Staaten seit Jahren darauf,

dass die europaischen Verbindeten wesentlich mehr fir ihre eigene



Verteidigung ausgeben. Unter Donald Trump wurde diese
Forderung noch scharfer: Europa soll militarisch mehr
Verantwortung tibernehmen und erheblich mehr Geld fiir Ristung

ausgeben.

Mit anderen Worten: Beim Bezahlen und Aufristen sollen die
Europaer zunehmend selbst ran. Wie weit die amerikanische
Solidaritat im Ernstfall tatsachlich reicht, entscheidet sich dagegen
nicht an politischen Parolen, sondern an den konkreten
Verpflichtungen des NATO-Vertrags und letztlich an den
Entscheidungen Washingtons.

Vielleicht sollte Europa endlich beginnen, iber seine eigenen

Interessen nachzudenken. Nicht iber amerikanische.

Merz warnt — Rutte relativiert

Besonders interessant ist eine zeitliche Nahe, die in meinen Augen
viel iber die gegenwartige Kommunikation verrat. Am 30.
September, einen Tag vor der Preisverleihung, erklarte NATO-
Generalsekretar Mark Rutte, es gebe keine unmittelbare Bedrohung
des NATO-Territoriums durch Russland. Am folgenden Tag erklarte

Friedrich Merz in seiner Laudatio:

,2Denn gelingt es nicht, Moskau Einhalt zu gebieten, dann wird sich
die russische Kriegsmaschinerie fruher oder spdter auch gegen uns,
gegen die NATO selbst, richten.*

Merz fragte zudem, ob Deutsche irgendwann wieder ,das Grauen

des Krieges" am eigenen Leib erleben wiirden.

Schon wieder diese Angst. Schon wieder das Spiel mit einem der
starksten Gefiihle, die sich politisch mobilisieren lassen. Wenn ein

Bundeskanzler den Menschen das ,Grauen des Krieges® vor Augen



fuhrt, sollte er sich sehr genau tiberlegen, was er damit auslost.
Angst darf nicht zum politischen Instrument werden, um
Aufristung, immer hohere Militdrausgaben und eine weitere
Eskalation gegentiiber Russland gesellschaftlich durchsetzbar zu

machen.

Und noch etwas stort mich an solchen martialischen Reden in einer
Laudatio fiir den ,Frieden“ gewaltig: Uber Krieg lasst sich leicht
sprechen, solange man selbst nicht im Schitzengraben liegt. Dort
liegen im Ernstfall andere. Junge Menschen. Sohne und Tochter.
Vielleicht unsere Kinder oder Enkel. Andere verlieren ihre Beine, ihr
Augenlicht oder ihr Leben. Andere Familien bekommen irgendwann
die Nachricht, dass ihr Sohn oder ihre Tochter nicht mehr nach

Hause kommt.

Wer als Regierungschef vom moglichen ,,Grauen des Krieges*
spricht, tragt deshalb eine ungeheure Verantwortung, alles
Menschenmogliche dafiir zu tun, dass dieses Grauen niemals
eintritt. Dazu gehoren fir mich nicht nur Abschreckung und
militarische Starke, sondern vor allem Diplomatie, Verhandlungen
und Deeskalation. Friedrich Merz denkt nicht einmal daran. Wer
Angst vor Krieg schirt und zugleich immer neue Aufristung fordert,
bringt nicht den Frieden naher, sondern bereitet die Menschen

lediglich auf einen moglichen Krieg vor.

Fir mich zeigt diese Rede erneut, wie weit Friedrich Merz von der
Friedenspolitik entfernt ist, die ich von einem deutschen
Bundeskanzler erwarte. Ich lehne seinen Kurs entschieden ab.
Gehen Sie endlich, Herr Merz, Sie haben innen- und aufsenpolitisch
auf ganzer Linie versagt! Die Worte des Bundeskanzlers sind die
Sprache der Angst. Und ich habe tatsachlich Angst. Aber anders als
Friedrich Merz, der sich vielleicht um das Vertrauen der

Ristungsfirmen und von BlackRock zu sorgen scheint.

Ich habe nicht in erster Linie Angst davor, dass morgen russische



Panzer vor Minchen oder Berlin stehen. Ich habe Angst davor, dass
westliche Politiker die Eskalationsspirale so lange weiterdrehen, bis
irgendwann ein Fehler geschieht, ein Flugzeug abgeschossen wird,
eine Rakete am falschen Ort einschlagt, eine rote Linie
uberschritten wird — und plotzlich etwas beginnt, das niemand

mehr kontrollieren kann.

Die Vorgange um Kaliningrad zeigen, wie gefahrlich die Lage
geworden ist. Auf beiden Seiten werden militarische Szenarien
durchgespielt und immer scharfere Warnungen ausgesprochen.
Atommachte stehen sich gegentber. In einer solchen Situation ist
nicht jeder, der vor Eskalation warnt, ein , Putin-Versteher*.
Vielleicht hat er einfach verstanden, was ein Krieg zwischen

Atommachten bedeuten konnte.

Und davor habe ich Angst. Nicht hauptsachlich um mich. Ich habe
den grofdten Teil meines Lebens hinter mir. Ich habe Angst um die
Jungen, um unsere Kinder, um unsere Enkel — um diejenigen, die
eines Tages moglicherweise in Schitzengraben liegen sollen, weil
Politiker, Militarstrategen und Schreibtischgenerale heute glauben,
Sicherheit entstehe dadurch, dass man die nichste Eskalationsstufe

vorbereitet.

Nicht wer den ersten Schritt macht...

Russland hat am 24. Februar 2022 die Ukraine militarisch
angegriffen. Das ist eine Tatsache. Dieser Angriff verstiefs gegen das
Gewaltverbot der UN-Charta. Aber die Geschichte beginnt nicht am
24. Februar 2022. Um zu verstehen, warum Kriege entstehen, muss
man die Vorgeschichte betrachten. NATO-Osterweiterung, die
Bukarester Erklarung von 2008, der Konflikt um die europaische
Sicherheitsordnung, die Ereignisse des Maidan, die Entwicklung seit

2014, der Krieg im Donbass und das Scheitern diplomatischer



Vereinbarungen gehoren dazu.

Auch die Rolle der USA in der Ukraine vor und wahrend des Maidan
gehort auf den Tisch. Washington unterstitzte tber Jahre politische
und zivilgesellschaftliche Strukturen in der Ukraine; die berihmt
gewordene, abgehorte Unterhaltung zwischen Victoria Nuland und
dem damaligen US-Botschafter Geoffrey Pyatt zeigte zudem, wie
intensiv sich hochrangige amerikanische Diplomaten mit der

politischen Neuordnung der Ukraine beschaftigten.

»Fuck the EU“ lieB diese fragwiirdige Frau unter
anderem verlauten. Na ja, zumindest war diese
amerikanische Einstellung der USA gegeniiber der EU
ehrlich, wie sich heute zeigt.

Die Darstellung, Washington sei lediglich ein unbeteiligter
Zuschauer einer ausschliefslich innerukrainischen Entwicklung
gewesen, ist eine Farce, die eventuell denkbetreute Tagesschau-

Zuschauer glauben mogen.

Das alles entschuldigt nicht den Angriffskrieg Russlands. Aber es
erklart, warum die bequeme Erzahlung vom vollig grundlos
handelnden Damon im Kreml zu kurz greift.

Ich halte es mit einem Gedanken, der Niccoldo Machiavelli
zugeschrieben wird: Nicht derjenige allein, der den ersten Schlag
fahrt, tragt Verantwortung fur einen Krieg. Auch derjenige, der eine
Situation immer weiter zuspitzt, bis der Konflikt nahezu

unausweichlich wird, tragt Verantwortung.

Der ,Wertewesten® tragt eine erhebliche Mitverantwortung. Putin
soll nicht reingewaschen und der russische Angriff nicht
gerechtfertigt werden, aber die Vorgeschichte dient dem
Verstiandnis, wie es so weit kommen konnte — und um zu
verhindern, dass aus der niachsten Eskalation der nichste,

womoglich noch grofSere Krieg entsteht.



Friedenspreis fur Aufristung?

Und damit zurtick nach Munster. Friedrich Merz erklarte dort,
Deutschland werde weiter in militarische Starke investieren. Die
Verteidigungsindustrie sei wieder ,in Schwung" gebracht worden.
Man muss sich diese Szenerie einmal vor Augen fihren: Im
historischen Rathaus einer Stadt, deren Name wie kaum ein anderer
fur das Ende eines verheerenden europaischen Krieges durch
Verhandlungen steht, erhalt das machtigste Militarbiindnis der Welt
einen Friedenspreis. Der Laudator spricht Uber militarische Starke,
Abschreckung, die Ristungsindustrie, weitere Unterstitzung der
Ukraine und die russische Kriegsmaschine. Und das Ganze heif3t:
Friedenspreis. Fur mich ist das die Krone der Realsatire. Frieden ist
nicht das Ergebnis davon, den Gegner immer weiter militirisch
unter Druck zu setzen und gleichzeitig jeden Hinweis auf seine
Sicherheitsinteressen als Propaganda abzutun. Frieden beginnt
damit, den Gegner uberhaupt wieder als Gesprachspartner

wahrzunehmen.

Wladimir Putin hat wiederholt erklart, Russland plane keinen Angriff
auf europdische NATO-Staaten. Man kann Putin glauben oder ihm
misstrauen. Staaten betreiben schlieflich keine AufSenpolitik auf
Vertrauensbasis. Aber wer seine Aussagen uber russische Absichten
fur Propaganda hilt, sollte zumindest erklaren konnen, welche
belastbaren Erkenntnisse das Gegenteil beweisen. Zwischen
Atommaéchten sollte nicht die grofdstmogliche Bedrohungsannahme
automatisch zur politischen Handlungsmaxime werden. Wer
Frieden will, muss mit seinem Gegner reden. Mit seinen Freunden

muss man keinen Frieden aushandeln.

Und wer glaubt, Frieden entstehe dadurch, dass immer
mehr Waffen produziert, immer mehr Milliarden in
Riistung gesteckt und immer neue militdrische
Drohkulissen aufgebaut werden, verwechselt Frieden
mit Abschreckung.



Abschreckung kann Krieg verhindern. Sie kann ihn aber auch
vorbereiten — vor allem dann, wenn beide Seiten irgendwann
uberzeugt sind, nur noch Starke zeigen zu durfen und jedes

Nachgeben als Schwache betrachten.

Dann gentgt am Ende vielleicht ein einziger Fehler. Ein Pilot, der
eine Situation falsch einschitzt. Eine Drohne, deren Herkunft nicht
sofort geklart werden kann. Eine Rakete, die am falschen Ort
einschlagt. Eine Fehlinterpretation auf einem Radarschirm. Und
plotzlich reden diejenigen, die heute so selbstsicher von
Kriegstuchtigkeit sprechen, nicht mehr iber Planspiele. Dann

sterben Menschen, vielleicht unsere Kinder.

Ich wiinsche mir von Politikern keine Kriegstuchtigkeit. Ich
winsche mir Friedenstuchtigkeit: Diplomatie, Verhandlungen,
Interessenausgleich und vor allem die intellektuelle Fahigkeit, die
Sicherheitsinteressen der anderen Seite wahrzunehmen, ohne sie
deshalb zu den eigenen machen zu miussen. Das ware fir mich die
Tradition des Westfalischen Friedens. Und dafiir wiirde ich

tatsachlich einen Friedenspreis verleihen.

Uwe Froschauer hat an der Ludwig-Maximilians-
Universitat Miinchen Betriebswirtschaft studiert und
abgeschlossen. Sein besonderes Interesse galt der
Wirtschaftspsychologie. Er arbeitete als
Unternehmensberater, gibt Seminare bei
Berufsbildungstragern, ist Autor mehrerer Blicher und
betreibt den Blog wassersaege.com
(https://wassersaege.com/). Seine Leidenschaft fiir
weltweite Reisen machte ihn sensibel fiir Kulturen und
Probleme anderer Volker. Er ist naturverbunden und



https://wassersaege.com/

liebt Tiere und Pflanzen.



	Die Krone der Realsatire
	Der Preis des Westfälischen Friedens ging in diesem Jahr an die NATO — ein Ereignis, so absurd, dass man kaum noch Worte dafür findet.
	Ein Friedenspreis für ein Militärbündnis
	Was ist aus dem Westfälischen Frieden geworden?
	„Not one inch eastward“
	Der Ukraine-Konflikt
	Jugoslawien — die unbequeme Erinnerung
	Der Elefant im Raum: die USA
	Artikel 5 — die große Lebensversicherung?
	Merz warnt — Rutte relativiert
	Nicht wer den ersten Schritt macht …
	Friedenspreis für Aufrüstung?


